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Versorgungsausgleich und gesetzliche 
Rentenversicherung – seit 40 Jahren 
 verbunden
Edda Bachmann, Joachim Jenner

Wenn es um die Dauer einer Ehe gehen würde, könnte der Versorgungsausgleich am 1. 7. 2017 sein „Rubin- 
Jubiläum“ feiern. Seit nunmehr 40 Jahren haben die Familiengerichte bei einer Ehescheidung auch die Ver-
sorgungs- und Rentenanrechte der Ehegatten gleichmäßig aufzuteilen. Um eine gerechte Teilhabe im 
Versorgungs fall zu erzielen1, wurden in dieser Zeit verschiedene gesetzliche Lösungen erprobt, nachgebessert, 
ergänzt und zum Teil wieder verworfen. Die gesetzliche Rentenversicherung (RV) war von Beginn an in den 
 Wertausgleich eingebunden und verfügt über einen umfangreichen Erfahrungsschatz in der Umsetzung des 
Versorgungs ausgleichs. In diesem Beitrag2 soll ein Überblick zum Versorgungsausgleich in den letzten 40 Jahren 
gegeben werden, wobei der Schwerpunkt auf die Anwendung des aktuellen Rechts aus der Sicht der Deutschen 
Rentenversicherung Bund3 gelegt wird.

1. Rückblick
Erste Gedanken über eine gesetzliche Regelung zur 
Aufteilung von Versorgungsanrechten – analog dem 
Zugewinnausgleich – finden sich als Folge eines Be­
schlusses des Deutschen Bundestags vom 8. 11. 19674 
in einem Diskussionsentwurf des Bundesministe­
riums der Justiz (BMJ) aus dem Jahr 19705 und einem 
Referentenentwurf aus dem Jahr 19716. Das Gesetz­
gebungsverfahren zur Aufteilung von Versorgungsan­
rechten zog sich über zwei Legislaturperioden des 
Deutschen Bundestags hin und mündete schließlich in 
dem Entwurf eines 1. Gesetzes zur Reform des Ehe­ 
und Familienrechts7.

1.1 Die Absicherung der Geschiedenen vor dem 
1. 7. 1977

Vor dem 1. 7. 1977 galt im Eherecht der Bundesrepu­
blik Deutschland das Verschuldensprinzip. Ein Ehe­
gatte konnte die Scheidung in erster Linie begehren, 
wenn der andere Ehebruch begangen hatte (§ 42 
Ehegesetz – EheG8) oder durch eine schuldhafte 
schwere Eheverfehlung die Ehe unheilbar zerrüttet 
hat (§ 43 EheG). Der schuldige Ehegatte war dem an­
deren zum Unterhalt verpflichtet (§ 58 EheG).

In der DDR regelte das Familiengesetzbuch (FamGB)9 
bereits 1965 die Möglichkeit einer Ehescheidung bei 
deren Scheitern auch ohne Verschulden (Zerrüttungs­
prinzip – § 24 FamGB). Ein Unterhaltsanspruch war 
nur in besonderen Fällen zuzuerkennen, z. B. wenn 
der bedürftige Ehegatte wegen Krankheit, Kinder­
erziehung oder wegen Alters nicht in der Lage war, 
sich durch Erwerbstätigkeit selbst zu unterhalten 
(§§ 29, 30 FamGB)10.

1.2 Die Einführung des Versorgungsausgleichs 
am 1. 7. 1977

Am 14. 6. 1976 wurde in der Bundesrepublik Deutsch­
land das 1. Gesetz zur Reform des Ehe­ und Familien­

rechts (1. EheRG) verkündet. Es trat im Wesentlichen 
am 1. 7. 1977 in Kraft11. Im Zuge einer umfassenden 
Reform des Ehe­ und Familienrechts12 wurde die ver­
schuldensunabhängige Aufteilung der in der Ehezeit 
erworbenen Renten­ und Versorgungsanwartschaf­
ten zwischen den Ehegatten eingeführt, unabhängig 
davon, ob diese Anwartschaften von nur einem oder 
beiden Ehegatten erwirtschaftet worden sind. Die 
damali gen Ausgleichsformen waren stark auf die RV 
fokussiert.

Die gesetzlichen Regelungen13 sahen zunächst nur 
 eine Übertragung von Anrechten innerhalb der RV 
durch Splitting14, eine Begründung von Beamten­

 1 So die Begründung zum VAStrRefG: BT-Drucks. 16/10144,  
S. 29.

 2 Als Fortführung der Bestandsaufnahmen zum 10- und 
zum  20-jährigen Bestehen des Versorgungsausgleichs – vgl. 
 Michaelis/Sander DAngVers 1987, 285 und DAngVers 1997, 281 – 
sowie des ersten Erfahrungsberichts zum neuen seit 1. 9. 2009 
geltenden Recht – vgl. Bachmann/Jenner RVaktuell 2012, 256.

 3 Bis 30. 9. 2005: Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
(BfA).

 4 BT-Drucks. V/2162 u. Sitzungsprotokoll V. Wahlperiode, 131. Sit-
zung, S. 6704.

 5 Held FamRZ 1970, 609.
 6 Bosch FamRZ 1971, 57; s. auch Planken: Die soziale Sicherung 

der nichterwerbstätigen Frau, Sozialpolitische Schriften 1961.
 7 BT-Drucks. 6/2577, 7/650, 7/2015, RA-Drucks. 7/140, BR-

Drucks. 1/76.
 8 EheG vom 20. 2. 1946 (ABl. KR 1946, 77, 294).
 9 FamGB der DDR vom 20. 12. 1965 (GBl. DDR I 1966, 1).
10 Ausführlich zum Eherecht vor dem 1. 7. 1977 s. BT-

Drucks. VI/2577, S. 22.
11 BGBl. I S. 1421.
12 Vgl. hierzu auch: Schwab FamRZ 2017, 1.
13 § 1587 ff. BGB i. d. F. bis 31. 8. 2009.
14 § 1587b Abs. 1 BGB i. d. F. bis 31. 8. 2009.



171RVaktuell 7/2017

anrechten in der RV durch Quasi­Splitting15 und eine 
Begründung von Anrechten in der RV durch Beitrags­
zahlung des ausgleichspflichtigen Ehegatten vor16. 
Ferner konnte der ausgleichsberechtigte Ehegatte 
vom Ausgleichspflichtigen eine schuldrechtliche Aus­
gleichsrente beanspruchen, die allerdings erst im 
Rentenfall verlangt werden konnte und häufig nach 
dem Tod des ausgleichspflichtigen Ehegatten weg­
fiel17.

1.3 Die wesentlichen Reformen 
im Versorgungsausgleichsrecht 
bis 31. 8. 2009

Reformanstöße gaben zahlreiche Ver­
fassungsbeschwerden nach der Ein­
führung des Versorgungsausgleichs. 
Hierbei ging es vor allem um die Be­
lastung des ausgleichspflichtigen 
Ehegatten in besonderen Härtefäl­
len18 und die Nichtigkeit der nach § 1587b Abs. 3 Bür­
gerliches Gesetzbuch (BGB) anzuordnenden Beitrags­
zahlung zur Begründung von Anrechten19. Der Ver­
sorgungsausgleich bedurfte insoweit dringend einer 
Korrektur20.

Das VAHRG21 führte Regelungen für Härtefälle22 ein 
und schuf neue Ausgleichsformen23 zur Vermeidung 

des schuldrechtlichen Ausgleichs. Durch das  VAwMG24 
wurden die zunächst befristet geltenden Regelungen 
des VAHRG25 Dauerrecht, bis sie später durch das 
VAStrRefG26 mit Wirkung vom 1. 9. 2009 aufgehoben 
wurden.

Zum 1. 1. 1992 wurde der Versorgungsausgleich in 
den neuen Bundesländern eingeführt27. Unter be­
stimmten Voraussetzungen konnte der Versorgungs­

ausgleich auch schon vor 1992 nach 
interlokalem Kollisionsrecht für Ehe­
gatten aus der DDR durchgeführt 
werden. Das war abhängig vom Zeit­
punkt der Rechtshängigkeit des 
Scheidungsverfahrens und dem letz­
ten gewöhnlichen Aufenthalt28.

Seit dem 1. 1. 2005 findet ein Versor­
gungsausgleich auch bei Aufhebung 
einer eingetragenen Lebenspartner­
schaft statt29. Der Begriff „Ehegatten“ 

bezieht sich deshalb auch auf Partner einer aufgeho­
benen eingetragenen Lebenspartnerschaft.

Nach dem Recht bis 31. 8. 2009 erfolgte der Versor­
gungsausgleich als Einmalausgleich von dem insge­
samt ausgleichspflichtigen zum insgesamt ausgleichs­
berechtigten Ehegatten. Hierfür war der Wert aller 
einzubeziehenden Anrechte der Ehegatten als monat­
licher Rentenbetrag in DM bzw. EUR, bezogen auf das 
Ende der Ehezeit, festzustellen, zu saldieren und die 
Hälfte der Wertdifferenz zu teilen. Um Anrechte zu 
vergleichen, mussten Anwartschaften teilweise mit­
hilfe der Barwertverordnung (BarwertVO)30 umge­
rechnet werden.

Die Vergleichbarmachung von Anrechten unter­
schiedlichster Art war einer der wesentlichen Kritik­
punkte der alten Ausgleichssystematik, weil damit in 
der Regel Wertverzerrungen verbunden waren, die 
im Versorgungsfall nicht mehr zu einer tatsächlichen 
Halbteilung der ehezeitlichen Anrechte geführt ha­
ben31. Das Familiengericht musste sich auf Prognosen 
stützen, die regelmäßig von den tatsächlichen Werten 
im Versorgungsfall abwichen. Zudem war das Recht 
unübersichtlich geworden und hatte sich zum Exper­
tenrecht entwickelt. Darüber hinaus wurden durch 
die zunehmende Vielfalt der Versorgungssysteme, 
insbesondere der betrieblichen und privaten Vorsor­
ge, diese Probleme kontinuierlich verschärft32.

1.4 Die Strukturreform vom 1. 9. 2009
Mit der Strukturreform zum 1. 9. 2009 wurde der Ver­
sorgungsausgleich grundlegend umgestaltet und im 
VersAusglG33 kodifiziert. Eine neue Ausgleichssyste­
matik soll die gerechte Teilhabe an dem in der Ehe 
erworbenen Vorsorgevermögen gewährleisten, in­
dem Anrechte grundsätzlich systemintern geteilt wer­
den. Der ausgleichsberechtigte Ehegatte erwirbt ein 
Anrecht im Versorgungssystem des ausgleichspflich­
tigen Ehegatten und nimmt gleichberechtigt an Chan­
cen und Risiken in diesem System teil. Eine Vergleich­
barmachung aller dem Wertausgleich unterfallenden 

Edda Bachmann und 
 Joachim Jenner sind 
 Mitarbeiter im Referat 
Renten recht (Inland)/
Abt. Grundsatz der 
 Deutschen Rentenver-
sicherung Bund.

15 § 1587b Abs. 2 BGB i. d. F. bis 31. 8. 2009.
16 § 1587b Abs. 3 S. 1 Halbs. 1 BGB i. d. F. bis 31. 8. 2009.
17 § 1587f ff. BGB i. d. F. bis 31. 8. 2009.
18 BVerfG vom 28. 2. 1980 – 1 BvL 17/77.
19 BVerfG vom 27. 1. 1983 – 1 BvR 1008/79 u. a.
20 Lang, FamRZ 1984, 317.
21 Gesetz zur Regelung von Härten im Versorgungsausgleich vom 

21. 2. 1983 (BGBl. I S. 105).
22 §§ 4 bis 10 VAHRG i. d. F. bis 31. 8. 2009.
23 §§ 1 bis 3 VAHRG i. d. F. bis 31. 8. 2009.
24 Gesetz über weitere Maßnahmen auf dem Gebiet des Versor-

gungsausgleichs (VAwMG) vom 8. 12. 1986 (BGBl. I S. 2317).
25 § 13 VAHRG i. d. F. vom 1. 4. 1983, i. d. F. vom 1. 1. 1987 und i. d. F. 

vom 1. 1. 1992.
26 Gesetz zur Strukturreform des Versorgungsausgleichs 

(VAStrRefG) vom 3. 4. 2009 (BGBl. I S. 700).
27 Art. 31 des Gesetzes zur Herstellung der Rechtseinheit in der 

gesetzlichen Renten- und Unfallversicherung (Renten-Über-
leitungs gesetz – RÜG) vom 25. 7. 1991 (BGBl. I S. 1606), der das 
Gesetz zur Überleitung des Versorgungsausgleichs auf das Bei-
trittsgebiet (Versorgungsausgleichs-Überleitungsgesetz – 
VAÜG) enthält.

28 Art. 17, 220, 234 Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetz-
buche (EGBGB).

29 § 20 des Lebenspartnerschaftsgesetzes vom 16. 2. 2001 (BGBl. I 
S. 266).

30 Die BarwertVO vom 24. 6. 1977 wurde im Laufe der Zeit mehr-
fach geändert und aktualisiert.

31 Ruland: Versorgungsausgleich, 4. Aufl., Rz. 21.
32 Gesetzesbegründung zum VAStrRefG (BT-Drucks. 16/10144, 

S. 1).
33 Gesetz über den Versorgungsausgleich (Versorgungsaus-

gleichsgesetz – VersAusglG), Art. 1 des VAStrRefG.
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Anrechte ist nicht mehr nötig. Zudem gibt das 
 VersAusglG mehr Spielräume für Vereinbarungen 
zwischen den Ehegatten und regelt den Verzicht auf 
eine Teilung von kleinen Ausgleichswerten und den 
Ausschluss des Versorgungsausgleichs bei kurzer 
Ehedauer34.

2. Die RV im Versorgungsausgleich
Die RV mit ihren 16 Rentenversicherungsträgern35 
(RV­Träger) ist neben den Trägern der Beamtenver­
sorgung seit dem 1. 7. 1977 in den Versorgungsaus­
gleich eingebunden. Sie ist von nahezu jedem Versor­
gungsausgleichsverfahren betroffen, da fast jeder 
Ehegatte im Laufe seines Lebens Anrechte der RV er­
wirbt und deshalb häufig auch in der Ehezeit auszu­
gleichende Anrechte vorhanden sind.

Zu den Aufgaben der RV­Träger gehört es, dem Fami­
liengericht Auskunft über die in der Ehezeit erworbe­
nen Anrechte zu geben und ggf. Probeberechnungen 
zur Ermittlung des Werts von auszuschließenden An­
rechten sowie über Auswirkungen eines beabsichtig­
ten Ausgleichs anzustellen. Gegen unzutreffende fa­
miliengerichtliche Entscheidungen legen die RV­Trä­
ger dann Beschwerde ein, wenn die Versichertenge­
meinschaft hierdurch finanziell belastet würde36, 
wobei sie neutral gegenüber den geschiedenen Ehe­
gatten bleiben und allein die Interessen der Versi­
chertengemeinschaft zu vertreten haben.

An rechtskräftige Versorgungsausgleichsentscheidun­
gen sind die Träger der RV gebunden37 und müssen 
diese umsetzen. Sofern nach der Durchführung des 
Wertausgleichs bei der Scheidung38 ein Härtefall für 
den ausgleichspflichtigen Ehegatten durch den Wert­
ausgleich eintritt, setzt der RV­Träger auf Antrag die 
Auswirkungen der Teilung der Anrechte ganz oder 
teilweise, zeitlich befristet oder auf Dauer aus39. In be­
sonderen Einzelfällen prüfen die RV­Träger auch, ob 
eine Abänderung des Wertausgleichs angezeigt ist40.

3. In der RV auszugleichende Anrechte
In den Versorgungsausgleich einzubeziehen sind 
sämtliche im In­ und Ausland erworbenen Anwart­
schaften auf Versorgungen und Ansprüche auf lau­
fende Versorgungen (kurz: Anrechte)41. Hierzu gehö­
ren u. a. Anrechte aus den Regelsicherungssystemen 
(§ 32 VersAusglG) wie der RV, der  Beamtenversorgung 
und der berufsständischen Versorgung sowie Anrech­
te der betrieblichen und privaten Alters­ und Invalidi­
tätsvorsorge.

Die Bedeutung der zuletzt genannten Altersversor­
gungssysteme ist – u. a. wegen des sinkenden Renten­
niveaus42 in der RV – gestiegen. Die Anzahl der priva­
ten Altersvorsorgeverträge hat sich von etwas mehr 
als einer Million im Jahr 2001 auf über 16 Mio. im 
Jahr 2016 vervielfacht43. Ein Grund hierfür ist die 
steuerliche Förderung von Altersvorsorgeaufwen­
dungen (z. B. für „Riesterrenten“). Anrechte auf Kapi­
talbasis nach dem BetrAVG44, die bis zum 31. 8. 2009 
unberücksichtigt geblieben sind, werden seit 1. 9. 2009 

ebenfalls vom Versorgungsausgleich erfasst. Auch die 
private Alters­ und Invaliditätsvorsorge nach dem 
VVG45 hat in den vergangenen Jahren einen großen 
Zuwachs erfahren. Hierzu gehören in erster Linie Le­
bensversicherungen, private Rentenversicherungen 
und Berufsunfähigkeitsversicherungen, wenn sie auf 
eine Rentenzahlung gerichtet sind. Anrechte auf 
Kapital basis fallen jedoch nicht in den Versorgungs­
ausgleich, sondern in den Zugewinnausgleich 
(§ 1373 ff. BGB).

Ein Wertausgleich erfolgt in der RV, wenn bei ihr be­
stehende Anrechte intern auszugleichen oder bei ihr 
Anrechte zu begründen sind.

4. Auskunft der RV über Ehezeitanteil und 
Ausgleichswert

Die Auskünfte der RV­Träger an das Familiengericht46 
enthalten den Wert des Ehezeitanteils47, einen Vor­
schlag zum Ausgleichswert48 und den korrespondie­
renden Kapitalwert49. Sie werden in dreifacher Aus­
fertigung und mit Berechnungsanlagen übersandt. 
Mittelfristig sollen die Auskünfte verschlankt und 
nach Einführung des elektronischen Rechtsverkehrs 
mit den Familiengerichten50 elektronisch übermittelt 
werden.

Bis 31. 8. 2009 wurden Ehezeitanteile in Form von 
monatlichen Rentenbeträgen – abgestellt auf das 

34 BT-Drucks. 16/10144, S. 2.
35 Zwei Bundesträger (Deutsche Rentenversicherung Bund und 

Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See) sowie 
14 Regionalträger.

36 Zum „Wächteramt“ der Versorgungsträger u. a. BGH vom 
9. 1. 2013 – XII ZB 550/11.

37 BSG vom 10. 6. 2013 – B 13 R 1/13 BH.
38 Bis 31. 8. 2009: „öffentlich-rechtlicher Versorgungsausgleich“.
39 Zu den Anpassungsregelungen in Härtefällen (§ 33 ff. Vers AusglG) 

für Anrechte aus Regelsicherungssystemen (§ 32 Vers AusglG) 
s. Abschn. 6.

40 S. Abschn. 8.
41 § 2 Abs. 1 Halbs. 1 VersAusglG.
42 Das „Rentenniveau“ (Netto vor Steuern – alte Bundesländer) 

lag  1990 bei 55,0 %, 2010 bei 51,6 % und 2015 bei 47,7 %  
(www.sozialpolitik-aktuell.de).

43 www.bmas.de/DE/Themen/Rente/Zusaetzliche-Altersvorsorge/
statistik-zusaetzliche-altersvorsorge.

44 Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung 
(Betriebsrentengesetz) vom 19. 12. 1974 (BGBl. I S. 3610).

45 Gesetz über den Versicherungsvertrag (Versicherungsvertrags-
gesetz) in der Neufassung vom 23. 11. 2007 (BGBl. I S. 2631).

46 § 220 Abs. 4 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(FamFG).

47 § 5 Abs. 1 VersAusglG, bis 31. 8. 2009: § 1587a Abs. 2 Nr. 2 BGB.
48 § 5 Abs. 3 VersAusglG.
49 § 47 VersAusglG – Der „Einkaufspreis“ des auszugleichenden 

Anrechts beträgt bei einem Ehezeitende 2017 für einen Entgelt-
punkt der allgemeinen RV 6 938,26 EUR.

50 § 229 FamFG.

http://www.sozialpolitik-aktuell.de
http://www.bmas.de/DE/Themen/Rente/Zusaetzliche-Altersvorsorge/statistik-zusaetzliche-altersvorsorge
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 Ende der Ehezeit – angegeben. Seit dem 1. 9. 2009 
sind Ehezeitanteile und Vorschläge für den Aus­
gleichswert in der maßgebenden Bezugsgröße – in 
der Regel in Entgeltpunkten – mitzuteilen51.

Versicherte können bereits im Vorfeld einer Schei­
dung oder zur Prüfung der Erfolgsaussichten eines 
Abänderungsverfahrens eine Auskunft über die Höhe 
ihrer ehezeitlichen Rentenanwartschaft erhalten52, 
auch über fiktive Ehezeiten sowie unter bestimmten 
datenschutzrechtlichen Voraussetzungen über ihre 
früheren Ehegatten53.

Seit dem 1. 7. 1977 wird vor dem Bezug einer Rente 
(Anwartschaftsfälle) der Ehezeitanteil aus einer fikti­

ven Vollrente wegen Erreichens der Regelaltersgrenze 
ermittelt54, bei der sämtliche rentenrechtliche Zeiten 
vom Eintritt in die Versicherung bis zum Ende der 
Ehezeit55 in die Berechnung einfließen56. Fiktiver Ren­
tenbeginn ist der Tag nach dem Ehezeitende. Nach­
eheliche Zeiten bleiben außer Betracht57. Voreheliche 
Zeiten fließen jedoch in die Berechnung der fiktiven 
Rente ein, um eine realistische Bewertung der in der 
Ehe zurückgelegten beitragsfreien Zeiten zu ermög­
lichen, denn diesen Zeiten werden im Rahmen der 
Gesamt leistungs bewertung pauschal Entgeltpunkte 
zugeordnet58. Der Ehezeitanteil ergibt sich regelmäßig 
als Summe aus allen in der Ehezeit zurückgelegten 
Beitragszeiten und bewerteten beitragsfreien Zeiten59. 
Bei dieser Summierung bleiben die vorehelichen Zei­
ten außer Betracht. Für die fiktive Regelaltersrente 
wird stets auf das aktuelle Recht zum Zeitpunkt der 
Auskunftserteilung abgestellt. Bereits in Kraft getre­
tene Neuregelungen werden berücksichtigt, auch 
wenn sie sich erst später auswirken60.

Bei Rentenbeziehern (Leistungsfälle) kann die fiktive 
Regelaltersrente von der tatsächlich bezogenen Rente 
erheblich abweichen, weil beiden Renten meist ein 
unterschiedlicher Rentenbeginn zugrunde liegt und 
Rechtsänderungen nach dem tatsächlichen Renten­
beginn nur bei einer fiktiven Rente berücksichtigt 
werden61. Deshalb werden z. B. bei Altersrenten­
beziehern der Ehezeitanteil sowie die anderen mit­
zuteilenden Werte aus der tatsächlich bezogenen 
Rente ermittelt62. Das gilt unabhängig davon, ob die 
Ehezeit vor oder nach dem tatsächlichen Renten­
beginn endet63.

Nach dem Rentenbeginn sind bei der tatsächlich be­
zogenen Rente in der Regel keine rechtlichen oder 
tatsächlichen Änderungen mehr zu berücksichtigen64. 
Ausnahmen gelten für ausdrücklich im Gesetz vorge­
sehene Sachverhalte65. Durch die Neuregelungen im 
Flexirentengesetz66 können nach dem Rentenbeginn 
bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze auch Ent­
geltpunkte aus einer geringfügigen Beschäftigung67 
oder aus freiwilligen Beiträgen berücksichtigt wer­
den, die bei einem Ehezeitende nach dem Renten­
beginn in die Berechnung einfließen.

Unberücksichtigt bleibt der Zugangsfaktor68, der die 
Abschläge aufgrund einer vorzeitigen Inanspruch­
nahme von Renten regelt. Im Unterschied zum Recht 
bis 31. 8. 2009 wird für den Versorgungsausgleich 
nicht mehr auf Rentenbeträge, sondern auf Entgelt­
punkte als maßgebende Bezugsgröße abgestellt, so 
dass der Zugangsfaktor nunmehr generell unberück­
sichtigt bleibt69.

5. Die Durchführung des Wertausgleichs bei der 
Scheidung in der RV

In der RV werden Anrechte übertragen70 oder be­
gründet71. Eine Anrechtsbegründung kann auch 
durch eine von den Ehegatten vereinbarte Beitrags­
zahlung erfolgen sowie zur Abfindung späterer 
schuldrechtlicher Ausgleichsansprüche72.

51 Obwohl nur in Abänderungsfällen nach § 52 Abs. 2 VersAusglG 
vorgeschrieben, berechnen die RV-Träger auch in Erstverfahren 
den Wert des Anrechts als monatlichen Rentenbetrag. Dabei 
bleiben Rentenabschläge aufgrund einer vorzeitigen Inan-
spruchnahme, wie sie bei der tatsächlich bezogenen Rente 
 vorkommen, unberücksichtigt. Im Einzelfall kann deshalb der 
Renten betrag in der Auskunft an das Familiengericht höher sein 
als die tatsächlich bezogene Rente.

52 § 109 Abs. 5 S. 1 bis 3 SGB VI.
53 § 74 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 Buchst. b SGB X.
54 § 1587a Abs. 2 Nr. 2 BGB i. d. F. bis 31. 8. 2009, § 109 Abs. 6 

SGB VI.
55 § 3 Abs. 1 VersAusglG.
56 § 5 Abs. 2 S. 1 VersAusglG.
57 BGH vom 18. 1. 2012 – XII ZB 696/10.
58 Zur Gesamtleistungsbewertung in der RV s. § 71 ff. SGB VI.
59 § 39 VersAusglG – Grundsatz der unmittelbaren Bewertung.
60 BGH vom 26. 11. 2003 – XII ZB 75/02.
61 BGH a. a. O.
62 BGH vom 14. 10. 1981 – IVb 504/80 und vom 11. 4. 1984 – IV ZB 

876/80.
63 BGH vom 3. 2. 2016 – XII ZB 313/15 und vom 22. 6. 2016 – XII ZB 

350/15.
64 § 306 SGB VI.
65 Z. B. „Mütterrente“ nach § 307d SGB VI, Zuschläge an Entgelt-

punkten nach § 76d SGB VI.
66 Gesetz zur Flexibilisierung des Übergangs vom Erwerbsleben in 

den Ruhestand und zur Stärkung von Prävention und Reha-
bilitation im Erwerbsleben (Flexirentengesetz) vom 8. 12. 2016 
( BGBl. I S. 2838).

67 § 76b SGB VI.
68 § 77 SGB VI.
69 § 5 Abs. 1 i. V. m. § 39 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1 VersAusglG; BGH vom 

11. 5. 2016 – XII ZB 480/13.
70 Bis 31. 8. 2009 Splitting - § 1587b Abs. 1 BGB, § 3b Abs. 1 Nr. 1 

VAHRG; seit 1. 9. 2009 interne Teilung – § 10 VersAusglG.
71 Begründung von Anrechten bis 31. 8. 2009 durch Quasi-Splitting 

(§ 1587b Abs. 2 BGB), erweitertes Quasi-Splitting (§ 3b Abs. 1 
Nr. 1 VAHRG), analoges Quasi-Splitting (§ 1 Abs. 3 VAHRG), er-
weitertes analoges Quasi-Splitting (§ 3b Abs. 1 Nr. 1 VAHRG) 
oder durch Beitragszahlung (§ 1587 Abs. 3 Satz 1 Halbs. 1 BGB, 
der durch das BVerfG für mit dem Rechtsstaatsprinzip unverein-
bar und nichtig erklärt wurde – BVerfG vom 27. 1. 1983 – 1 BvR 
1008/79 u. a. bzw. § 3b Abs. 1 Nr. 2 VAHRG); seit 1. 9. 2009 externe 
Teilung nach § 14 Abs. 1 i. V. m. § 16 VersAusglG.

72 §§ 23, 24 VersAusglG; § 6 VersAusglG; § 187 Abs. 1 Nr. 2 
Buchst. b SGB VI.
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5.1 Die interne Teilung von Anrechten in der RV
Die interne Teilung von Anrechten bei einem Versor­
gungsträger ist der Regelfall des Wertausgleichs bei 
der Scheidung73. Seit 1. 9. 2009 werden in der RV an­
stelle von monatlichen Rentenbeträgen regelmäßig 
Entgeltpunkte als sog. maßgebende Bezugsgröße ge­
teilt74. Bis zur Rentenangleichung zwischen den alten 
und den neuen Bundesländern75 sind dabei vier Ent­
geltpunktearten zu unterscheiden: Entgeltpunkte und 
Entgeltpunkte (Ost) der allgemeinen RV sowie Ent­
geltpunkte und Entgeltpunkte (Ost) der knapp schaft­
lichen RV. Ferner können Steigerungsbeträge aus der 
Höherversicherung (HÖV) geteilt werden. Die Mög­
lichkeit der zusätzlichen freiwilligen Vorsorge durch 
Beitragszahlungen in die RV zur HÖV wurde zwar 
1997 abgeschafft, dennoch fallen die bis dahin in der 
Ehezeit erworbenen Anrechte in den Wertausgleich.

Dem großen Vorteil der internen Teilung, dass die 
ausgleichsberechtigte Person in gleichem Maße an 
den Chancen und Risiken im Versorgungssystem der 
ausgleichspflichtigen Person teilhat, stehen aller­
dings auch Nachteile gegenüber. Die interne Teilung 
von Anrechten kann zu einer Aufsplitterung von An­
rechten führen. Wenn die geschiedenen Ehegatten 
beispielsweise jeweils in zwei unterschiedlichen Sys­
temen abgesichert waren, haben sie nach dem Wert­
ausgleich jeweils in vier Systemen Anrechte. Unter­
schiedliche Leistungsspektren und Eintrittsalter für 
den Beginn der Versorgungszahlung sollen zwar 
durch Härteregelungen76 abgefedert werden, diese 
gelten jedoch nur für Anrechte aus Regelsicherungs­
systemen77. Des Weiteren können Versorgungsträger 
für die ausgleichsberechtigte Person das Leistungs­
spektrum einschränken78. In der RV gibt es bei der 
internen Teilung zwar keine Leistungseinschränkun­
gen. Aber auch hier sind für die Gewährung von Leis­
tungen bestimmte Voraussetzungen zu erfüllen. Ein 
Zuschlag an Entgeltpunkten kann zwar zur Erfüllung 
von Vorversicherungszeiten79 beitragen, die besonde­
ren versicherungsrechtlichen Voraussetzungen für 
eine Rente wegen Erwerbsminderung können durch 
einen Entgeltpunktezuschlag jedoch nicht erfüllt wer­
den80, weil der Zuschlag an Entgeltpunkten aus dem 
Versorgungsausgleich weder eine Pflichtbeitragszeit 
ist noch bestimmten Kalendermonaten innerhalb der 
Ehezeit zugeordnet wird.

5.2 Die Begründung von Anrechten in der RV durch 
externe Teilung

Die externe Teilung81 ist die zweite Ausgleichsform im 
Rahmen des Wertausgleichs bei der Scheidung und 
für die Anrechte stets mit einem Wechsel des Versor­
gungsträgers verbunden. Sie ist gegenüber der inter­
nen Teilung nachrangig82. Die Konzeption als Aus­
nahme rege lung erfolgte im VersAusglG bewusst, weil 
die Halbteilung von Anrechten bei der internen Tei­
lung besser verwirklicht werden kann83.

Der Wechsel des Versorgungsträgers führt regel­
mäßig dazu, dass nach der externen Teilung der Er­
höhungsbetrag bei einem Ehegatten von dem Minde­

rungsbetrag bei dem anderen Ehegatten abweicht, 
was bei den früheren Ehegatten auf Unverständnis 
stoßen kann. Die Ursache hierfür liegt auf der Hand: 
Mit Rechtskraft der Entscheidung zum Versorgungs­
ausgleich werden die Versorgungsschicksale entkop­
pelt. Der Umfang der Kürzung richtet sich nach den 
Regelungen des abgebenden Versorgungsträgers und 
der Umfang der Erhöhung nach den Regelungen des 
aufnehmenden Versorgungsträgers (z. B. der RV). Die 
unterschiedliche Wertentwicklung in den einzelnen 
Versorgungssystemen führt deshalb zu abweichenden 
Erhöhungs­ und Kürzungsbeträgen, was verfassungs­
rechtlich jedoch nicht zu beanstanden ist84.

Für die RV­Träger ist die externe Teilung nicht neu: 
Bei anderen öffentlich­rechtlichen Versorgungsträ­
gern bestehende Anrechte wurden schon vor dem 
1. 9. 2009 regelmäßig extern ausgeglichen85. Neu ist 
die zum 1. 9. 2009 eingeführte externe Teilung mit 
Kapital zahlung86.

Anrechte der RV können ausschließlich intern geteilt 
werden; eine externe Teilung sehen die gesetz lichen 
Regelungen nicht vor. Die RV steht aber als Zielver­
sorgung für extern geteilte Anrechte zur Verfügung.

 z Externe Teilung von Beamtenanrechten

Anrechte bei Versorgungsträgern der Beamtenver­
sorgung oder vergleichbaren Versorgungen aus 
öffent lichen­rechtlichen Dienst­ oder Amtsverhältnis­
sen sind extern auszugleichen, solange eine interne 
Teilung dort noch nicht möglich ist87. In diesen Fällen 
ist immer die RV Zielversorgung. Diese Ausgleichs­
form entspricht dem Quasi­Splitting88.

Anrechte aus einem öffentlich­rechtlichen Dienst­ 
oder Amtsverhältnis des Bundes werden bereits 

73 § 9 Abs. 2 VersAusglG; § 10 ff. VersAusglG.
74 § 5 Abs. 1 VersAusglG.
75 Zur geplanten Rentenangleichung Ost/West s. Renten über-

leitungs-Abschlussgesetz vom 17. 7.2017, BGBl. I S. 2575.
76 §§ 35, 36 VersAusglG.
77 § 32 VersAusglG.
78 § 11 Abs. 1 Nr. 3 VersAusglG.
79 Es erfolgt eine Umrechnung in Wartezeitmonate (§ 52 Abs. 1 

SGB VI).
80 U. a. § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB VI – die sog. Drei-Fünftel-Be-

legung.
81 §§ 14 bis 17 VersAusglG.
82 § 9 VersAusglG.
83 BT-Drucks. 16/10144, S. 58.
84 BVerfG vom 28. 2. 1980 – 1 BvL 17/77 und vom 6. 5. 2014 – 1 BvL 

9/12.
85 Z. B. durch Quasi-Splitting (§ 1587b Abs. 2 BGB i. d. F. bis 

31. 8. 2009) oder analoges Quasi-Splitting (§ 1 Abs. 3 VAHRG 
i. d. F. bis 31. 8. 2009).

86 § 14 Abs. 2, 4 VersAusglG, § 187 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a SGB VI.
87 § 16 Abs. 1 VersAusglG.
88 Nach § 1587b Abs. 2 BGB i. d. F. bis 31. 8. 2009, vgl. BT-Drucks. 

16/10144, S. 59.
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 intern geteilt. Deshalb sind z. B. Anrechte von Bun­
desbeamten oder Berufssoldaten von der externen 
Teilung nach § 16 Abs. 1 VersAusglG ausgeschlossen. 
 Intern zu teilen sind auch Anrechte auf Altersent­
schädigung für Mitglieder des Landtags von Nord­
rhein­Westfalen89. Es gibt aktuell Anzeichen dafür, 
dass auch weitergehend auf Landesebene die Bereit­
schaft besteht, die interne Teilung für Anrechte aus 
einem öffentlich­rechtlichen Dienst­ oder Amtsver­
hältnis einzuführen90.

Unabhängig davon, ob ein Versorgungsträger die in­
terne Teilung bereits eingeführt hat, werden Anrech­
te, die aufgrund eines zum Ende der Ehezeit zeitlich 
befristeten Dienstverhältnisses als Beamtin/Beamter 
auf Widerruf sowie einer Soldatin/eines Soldaten auf 
Zeit erworben wurden, stets extern durch Begrün­
dung von Anrechten in der RV geteilt91.

Seit Wegfall des Höchstbetrags92 zum 1. 9. 2009  können 
Anrechte aus einem öffentlich­rechtlichen Dienst­ 
oder Amtsverhältnis vollständig in der RV ausgegli­
chen werden. Eine geschiedene Person kann nunmehr 
höhere Anrechte erwerben als ein Ver sicherter ohne 
Versorgungsausgleich, der Jahr für Jahr Höchstbei­
träge bis zur Beitragsbemessungsgrenze einzahlt.

Nach der externen Teilung zum Ausgleich von Be­
amten anrechten muss der RV­Träger an die aus­
gleichsberechtigte Person Leistungen erbringen,  ohne 
bei der ausgleichspflichtigen Person eine Kürzung 
vornehmen zu können. Er kann deshalb vom zu­
ständi gen Beamtenversorgungsträger jährlich die Er­
stattung seiner Aufwendungen aufgrund der begrün­
deten Rentenanwartschaft fordern93. Wurde nur ein 
Bagatellbetrag begründet, erfolgt anstelle der jähr­
lichen Erstattung eine einmalige Abfindungszahlung. 
Die Erstattungspflicht des Versorgungsträgers be­
steht unabhängig davon, ob der Versorgungsträger 
eine Kürzung vornehmen kann oder nicht. Entschei­

dend ist allein, dass dem RV­Träger Aufwendungen 
entstanden sind.

Im Fall der Nachversicherung des ausgleichspflichti­
gen Ehegatten in der RV endet die Erstattungspflicht 
des Versorgungsträgers. Bei einer Abänderung des 
Versorgungsausgleichs sind im Umfang der Abände­
rung zu viel gezahlte Abfindungsbeträge unter An­
rechnung gewährter Leistungen zurückzuzahlen94.

 z Externe Teilung von privaten oder betrieblichen 
Anrechten

Bei dieser Form des Ausgleichs zahlt der Versor­
gungsträger des auszugleichenden Anrechts an den 
Zielversorgungsträger einen Kapitalbetrag95, den das 
Familiengericht in seiner Versorgungsausgleichsent­
scheidung festsetzt, ggf. mit Zinsen bis zum Eintritt 
der Rechtskraft der Entscheidung96.

Der Versorgungsträger des auszugleichenden An­
rechts kann die externe Teilung entweder mit der 
ausgleichsberechtigten Person – in unbegrenzter 
 Höhe – vereinbaren97 oder – bei kleinen Ausgleichs­
werten – einseitig verlangen98. Die ausgleichsberech­
tigte Person kann in beiden Fällen einen Zielversor­
gungsträger wählen99, der mit der Wahl einverstan­
den sein muss. Zielversorgung kann auch die RV sein. 
Ohne Wahl ist die RV Auffangversorgungsträger, so­
fern es sich nicht um betriebliche Anrechte handelt; 
für diese ist die Versorgungsausgleichskasse kraft 
Geset zes der Zielversorgungsträger100.

 z Auswirkungen einer externen Teilung in der RV
Die familiengerichtliche Entscheidung über die ex­
terne Teilung hat Gestaltungswirkung, welche mit der 
Rechtskraft eintritt101. Leistungsrechtliche Ansprüche 
der ausgleichsberechtigten Person können sich ab 
dem Folgemonat ergeben102. Bei der externen Teilung 
nach § 16 VersAusglG, die ohne Kapitalzahlung er­
folgt, ist das unstreitig. Für die Fälle des § 14 Abs. 2 
VersAusglG ist im Gesetz nicht geregelt, ob leistungs­
rechtliche Ansprüche schon vor der erforderlichen 
Kapitalzahlung bestehen. Nach Ansicht der RV­Trä­
ger werden die Anrechte unmittelbar mit der Wirk­
samkeit der familiengerichtlichen Entscheidung be­
gründet und bewirken daher ab diesem Zeitpunkt 
Leistungsansprüche der ausgleichsberechtigten Per­
son. Allerdings ist der RV­Träger als Auffangversor­
gungsträger davor geschützt, Leistungen vor Eingang 
des Kapitalbetrags zu erbringen103.

In der Regel werden die Kapitalbeträge bei der exter­
nen Teilung frühzeitig an die RV überwiesen, so dass 
negative leistungsrechtliche Konsequenzen für die 
ausgleichsberechtigte Person die Ausnahme sind. Die 
RV­Träger fordern die Versorgungsträger zur Zah­
lung auf und überwachen den Zahlungseingang. Nach 
einem erfolglosen Mahnverfahren könnte im Einzel­
fall auch eine Zwangsvollstreckung gegen den Versor­
gungsträger eingeleitet werden, denn die Beschluss­
formel der Gerichtsentscheidung berechtigt die RV­
Träger dazu104.

 89 § 31a AbgG NRW.
 90 BT-Drucks. 18/9834, Gegenäußerung der Bundesregierung.
 91 § 16 Abs. 2 VersAusglG.
 92 § 1587b Abs. 5 BGB i. V. m. § 76 Abs. 2 Satz 3 SGB VI, jeweils 

i. d. F. bis 31. 8. 2009.
 93 § 225 SGB VI.
 94 § 225 Abs. 2 S. 3 i. V. m. § 187 Abs. 7 SGB VI.
 95 § 14 Abs. 4 VersAusglG i. V. m. § 222 Abs. 3 FamFG.
 96 BGH vom 7. 9. 2011 – XII ZB 546/10 und BGH vom 6. 2. 2013 – XII 

ZB 204/11.
 97 § 14 Abs. 2 Nr. 1 VersAusglG.
 98 § 14 Abs. 2 Nr. 2 i. V. m. § 17 VersAusglG.
 99 § 15 Abs. 1 VersAusglG.
100 § 15 Abs. 5 VersAusglG.
101 § 224 Abs. 1 FamFG.
102 § 101 Abs. 3 SGB VI.
103 § 120g SGB VI.
104 BT-Drucks. 16/10144, S. 95 (Den Autoren dieses Beitrags sind 

jedoch bisher keine Zwangsvollstreckungen gegen einen Ver-
sorgungsträger bekannt geworden.).
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5.3 Vereinbarungen zwischen den Ehegatten  
über den Wertausgleich

Die Ehegatten können Vereinbarungen über den 
Wertausgleich schließen. Diese betreffen häufig den 
teilweisen oder vollständigen Ausschluss des Wert­
ausgleichs, wobei in der Regel für die Zeit des Ge­
trenntlebens eine Auschlussvereinbarung getroffen 
wird105. Die RV­Träger erteilen in diesen Fällen Aus­
künfte über den verbleibenden Wert der auszuglei­
chenden Anrechte. Dafür wird ausgehend vom ge­
setzlichen Ehezeitanteil der Wert der Anrechte aus 
dem außer Acht zu lassenden Zeitraum bestimmt und 
von dem Wert des gesetzlichen Ehezeitanteils abgezo­
gen. Das Ergebnis ist der verbleibende auszuglei­
chende Ehezeitanteil106, aus dem der verbleibende 
Ausgleichswert bestimmt wird. Der vom RV­Träger 
vorgeschlagene Ausgleichswert kann jedoch auch in 
beliebiger Höhe beschränkt werden.

Ferner können Beitragszahlungen in die RV verein­
bart werden107, auch um spätere schuldrechtliche 
Ausgleichsansprüche abzufinden108. Hierbei ist zu be­
achten, dass entsprechende Zahlungen nur bis zu ei­
nem bestimmten Zeitpunkt zulässig sind109.

6. Anpassungen und sonstige Härtefälle
Zu unterscheiden sind Härten, die bereits beim Wert­
ausgleich110 berücksichtigt werden, und solche, die 
erst später111 auftreten.

6.1 Beschränkungen des Wertausgleichs wegen  
einer unbilligen Härte

Nach § 27 VersAusglG112 findet ein Versorgungsaus­
gleich ausnahmsweise nicht statt, soweit er grob 
 unbillig wäre. Das ist der Fall, wenn die gesamten 
Umstände des konkreten Einzelfalls es rechtfertigen, 
von der Halbteilung abzuweichen, weil die schema­
tische Durchführung des Versorgungsausgleichs zu 
einem der Gerechtigkeit in nicht erträglicher Weise 
widersprechenden Ergebnis führen würde113.

Den am Versorgungsausgleichsverfahren beteilig­
ten Versorgungsträgern steht gegen die Anwendung 
oder Nichtanwendung des § 27 VersAusglG mangels 
eigener Beschwer regelmäßig kein Beschwerderecht 
zu.

6.2 Anpassungen nach Rechtskraft
Die Regelungen zur Anpassung nach Rechtskraft114 
knüpfen an die Vorgängervorschriften115 an und 
 sollen  die nachteiligen Folgen des Versorgungs­
ausgleichs in bestimmten Fällen mildern oder beseiti­
gen.

Das VAHRG war die Konsequenz auf eine Entschei­
dung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG)116, in 
der der Versorgungsausgleich zwar als mit Art. 14 
Abs. 1 und Art. 33 Abs. 5 Grundgesetz (GG) vereinbar 
betrachtet, jedoch gefordert wurde, für bestimmte 
Fälle Härteregelungen vorzusehen. In Fällen des Vor­
versterbens der ausgleichsberechtigten Person117 und 

bei Bestehen einer Unterhaltspflicht gegenüber der 
ausgleichsberechtigten Person118 wurde deshalb die 
Aussetzung der Rentenkürzung bei der ausgleichs­
pflichtigen Person geregelt.

In seiner jüngeren Rechtsprechung verneint das 
BVerfG die Notwendigkeit von derartigen Härte­
regelungen119. Daher ist es verfassungsrechtlich un­
bedenklich, dass die Anwendung der Anpassungs­
rege lungen nach den §§ 33 bis 38 VersAusglG auf 
 Anrechte aus Regelsicherungssystemen120 wie die 
der RV beschränkt ist. Für betriebliche und private 
Anrechte der ergänzenden Altersvorsorge gelten die 
Anpassungsregelungen nicht.

6.3 Anpassung wegen Unterhalt
Bei der Anpassung wegen Unterhalt121 wird die Kür­
zung der Versorgung der zum nachehelichen Unter­
halt verpflichteten ausgleichspflichtigen Person für 
die Dauer des Vorliegens der Anspruchsvoraus­
setzungen ganz oder teilweise ausgesetzt. Dadurch 
soll nicht nur der eigene Lebensunterhalt der 
ausgleichs pflichtigen Person sichergestellt werden, 
sondern die  ausgleichspflichtige Person soll auch 
 ihren nach ehe lichen Unterhaltspflichten genügen 
können.

Nach dem Recht bis 31. 8. 2009 entschieden die 
 RV­Träger122 über diese Härteregelung. Seit dem 
1. 9. 2009 ist das Familiengericht zuständig, da die 
Kompetenz der Unterhaltsprüfung beim Familien­
gericht liegt und die Rentenkürzung nicht mehr pau­
schal und vollständig, sondern in Höhe des konkret 
festzustellenden Unterhaltsanspruchs auszusetzen 
ist. Anwaltszwang besteht nicht, allerdings fallen Ge­
richtskosten an, die von den früheren Ehegatten in 
der Regel hälftig zu tragen sind. Eine Kosten über­

105 Nach dem Recht bis 31. 8. 2009: § 1408 BGB und § 1587o BGB; 
nach dem Recht ab 1. 9. 2009: §§ 6 bis 8 VersAusglG.

106 Zur Berechnung u. a. BGH vom 26. 11. 2003 – XII ZB 75/02.
107 §§ 6 bis 8 VersAusglG, § 187 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. b SGB VI.
108 §§ 23, 24 VersAusglG.
109 § 187 Abs. 4 SGB VI.
110 § 27 VersAusglG.
111 Anpassungen nach Rechtskraft – § 32 ff. VersAusglG.
112 Bis 31. 8. 2009: §§ 1587c, h BGB, § 3a Abs. 6 VAHRG.
113 BT-Drucks. 16/10144, S. 67, BT-Drucks. 7/650, S. 162.
114 Ab 1. 9. 2009: §§ 33 bis 38 VersAusglG.
115 Bis 31. 8. 2009: §§ 4 bis 10 VAHRG, zuletzt geändert durch das 

FGG-Reformgesetz vom 17. 12. 2008 (BGBl. I 2008, S. 2586).
116 BVerfG vom 28. 2. 1980 – 1 BvL 17/77 u. a.
117 § 4 VAHRG i. d. F. bis 31. 8. 2009.
118 § 5 VAHRG i. d. F. bis 31. 8. 2009.
119 BVerfG vom 6. 5. 2014 – 1 BvL 9/12 und 1 BvL 1145/13 – 

BVerfGE 136, 152, Rz. 40 ff., sowie für die Versorgung der Solda-
ten BVerfG vom 11. 12. 2014 – 1 BvR 1485/12, Rz. 20.

120 § 32 VersAusglG.
121 §§ 33, 34 VersAusglG.
122 § 5 VAHRG i. d. F. bis 31. 8. 2009.
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nahme durch den RV­Träger kommt dabei nicht in 
 Betracht123, auch wenn dieser im Verfahren Antrags­
gegner ist124.

Das Familiengericht bestimmt in der Anpassungs­
entscheidung die Höhe des vom RV­Träger zu zahlen­
den Anpassungsbetrags als Bruttobetrag sowie den 
Zeitpunkt, ab dem die Rentenkürzung auszusetzen 
ist125.

Nach den Feststellungen des BGH kommt eine Ausset­
zung der Kürzung nicht für Kürzungsbeträge auf­
grund eines erweiterten Splittings126 in Betracht, da 
diese nicht anpassungsfähig sind127.

Zur Umsetzung der Anpassungsentscheidung erhö­
hen die RV­Träger die Bruttorente der ausgleichs­
pflichtigen Person um den vom Familiengericht fest­
gestellten Anpassungsbetrag. Beiträge zur Kranken­ 
und Pflegeversicherung bzw. Zuschüsse zur Kranken­
versicherung werden dann auf der Grundlage des 
erhöhten Rentenbetrags berechnet. Nach Wegfall der 
Voraussetzungen beendet der RV­Träger die Anpas­
sung und berechnet die Rente neu. Bei geminderten 
Unterhaltszahlungen darf er das jedoch nicht; er kann 
lediglich ein Abänderungsverfahren beim Familien­
gericht einleiten128.

6.4 Anpassung wegen Invalidität der ausgleichs-
pflichtigen Person oder Erreichens einer 
besonderen Altersgrenze

Diese Härteregelung129, über deren Anwendung der 
Versorgungsträger entscheidet, soll nachteilige leis­
tungsrechtliche Auswirkungen der Teilung nach 
 einem Hin­und­her­Ausgleich von Anrechten nach 
dem Recht ab 1. 9. 2009 mildern oder vermeiden. 
Nachteilige Auswirkungen können sich bei dem Ehe­
gatten ergeben, der eine um den Versorgungsaus­
gleich gekürzte Versorgung erhält, aber aus einem 
erworbenen Anrecht130 bei einem anderen Versor­

gungsträger noch keine Leistung beziehen kann. In 
diesen Fällen ist eine vorübergehende Aussetzung der 
Kürzung höchstens im Umfang des erworbenen 
 Anrechts möglich. § 35 VersAusglG kann bei beiden 
früheren Ehegatten Anwendung finden, da die Ehe­
gatten infolge des Hin­und­her­Ausgleichs häufig so­
wohl ausgleichsberechtigt als auch ausgleichspflich­
tig sind. Für die Anpassung werden allein die leis­
tungsrechtlichen Auswirkungen des Versorgungsaus­
gleichs aus Sicht der jeweils ausgleichspflichtigen 
Person betrachtet.

Die RV­Träger begrenzen die Anpassung nicht auf die 
in § 35 VersAusglG vorgesehenen Fälle von Invalidität 
oder des Erreichens bestimmter Altersgrenzen, son­
dern wenden sie bei allen Rentenleistungen131 der 
ausgleichspflichtigen Person an. Der für die aus­
gleichspflichtige Person zuständige RV­Träger erfragt 
bei dem anderen Versorgungsträger, bei dem die aus­
gleichspflichtige Person ein noch nicht aktivierbares 
Anrecht erworben hat, den Wert132 dieses Anrechts 
und setzt die Rentenkürzung danach maximal in  Höhe 
dieses Werts aus.

6.5 Anpassung wegen Tod der ausgleichsberechtigten 
Person

Ein weiterer Härtefall wird darin gesehen, wenn der 
begünstigte frühere Ehegatte ohne nennenswerten 
Bezug von Leistungen aus den erworbenen Anrechten 
verstirbt.

Auf der Grundlage des Rechts bis 31. 8. 2009133 wur­
den die Folgen des Versorgungsausgleichs für den 
überlebenden ausgleichspflichtigen Ehegatten ge­
mildert, indem es zwar bei der familiengerichtlichen 
Entscheidung verblieb, die Kürzung der Rente oder 
Versorgung aber ausgesetzt wurde. Hinsichtlich der 
Rückwirkung wurde – ohne zeitliche Grenze134 – die 
Rente von Beginn an nicht mehr um den Versorgungs­
ausgleich gekürzt. An den verstorbenen Ehegatten 
erbrachte Leistungen aus dem Bonus wurden ange­
rechnet. Die Anwendung der Härteregelung war aus­
geschlossen, wenn der Grenzbetrag von zwei Jahres­
beträgen einer Vollrente wegen Alters aus dem Bonus 
überschritten wurde. Sofern allerdings aus dem 
 Bonus Leistungen an Hinterbliebene des verstorbe­
nen berechtigten Ehegatten zu erbringen waren, war 
sie von vornherein nicht anwendbar.

Bei der Anwendung dieser Härteregelung konnte es 
in Einzelfällen zwar zu Rentennachzahlungen von 
mehreren Zehntausend Euro kommen. Aus einem 
Beitragsäquivalent wurde jedoch nur eine Leis­
tung  erbracht: entweder aus dem Bonus an den 
(noch leben den) berechtigten Ehegatten oder – nach 
dessen Tod und der Aussetzung der Rentenkürzung – 
an den (überlebenden) ausgleichspflichtigen Ehe­
gatten.

Nach der Neufassung der Härteregelung zum 
1. 9. 2009135 kann diese nur noch für die Zukunft, 
vom Folgemonat der Antragstellung an, angewendet 
werden, wenn der verstorbene ausgleichsberechtigte 

123 OLG Bamberg vom 1. 3. 2011 – 2 UF 9/11.
124 BGH vom 15. 6. 2016 – XII ZB 89/16 und vom 2. 8. 2017 – XII ZB 

170/16.
125 Das ist regelmäßig der Folgemonat des Antragseingangs beim 

Familiengericht (§ 34 Abs. 3 VersAusglG).
126 § 3b Abs. 1 Nr. 1 VAHRG i. d. F. bis 31. 8. 2009.
127 BGH vom 21. 3. 2012 – XII ZB 234/11.
128 § 34 Abs. 6 S. 2 VersAusglG. Nach bisherigen Erfahrungen bei 

der Deutschen Rentenversicherung Bund wird die beantragte 
Abänderung trotz verminderter Unterhaltszahlungen teilweise 
abgelehnt (OLG Koblenz vom 30. 3. 2015 – 13 UF 191/15; OLG 
Düsseldorf vom 28. 2. 2016 – II-1 UF 34/16, jurion RS 2016, 
20313).

129 §§ 35, 36 VersAusglG.
130 I. S. d. § 32 VersAusglG.
131 Z. B. Erziehungsrente (§ 47 SGB VI) oder Regelaltersrente (§ 35 

SGB VI).
132 Bruttorente oder -versorgung.
133 Im Wesentlichen § 4 VAHRG.
134 BSG vom 24. 7. 2001 – B 4 RA 94/00 R.
135 §§ 37, 38 VersAusglG.
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Ehegatte nicht länger als 36 Monate Rente aus dem 
erworbenen Anrecht bezogen hat. Sie soll auch nicht 
mehr den Hinterbliebenen des ausgleichspflichtigen 
Ehegatten zugute kommen, nachdem auch dieser 
 verstorben ist136. Hinterbliebene des ausgleichspflich­
tigen Ehegatten können dennoch von der Härte­
regelung profitieren, wenn die Rentenkürzung des 
ausgleichspflichtigen Ehegatten noch zu dessen Leb­
zeiten ausgesetzt worden ist, weil die darin enthalte­
nen persönlichen Entgeltpunkte137 besitz geschützt 
sind. Die persönlichen Entgeltpunkte aus der Ver­
sicher ten rente fließen auch in eine sich anschlie­
ßende Hinterbliebenenrente ein138.

Neu ist seit dem 1. 9. 2009 auch, dass Hinterbliebe­
nenrenten aus der Versicherung des ausgleichsbe­
rechtigten früheren Ehegatten die Anwendung der 
Härte rege lung für den überlebenden ausgleichs­
pflichtigen Ehegatten nicht mehr ausschließen. Da 
der Versorgungsausgleich nicht rückgängig gemacht 
wird, verbleibt auch der Bonus im Ver siche rungs­
konto des verstorbenen ausgleichsberechtigten Ehe­
gatten, mit der Folge, dass dieser bei der Berechnung 
sämtlicher Hinterbliebenenrenten139 zu berücksichti­
gen ist. Andererseits wird der Malus aufseiten des 
überlebenden ausgleichspflichtigen Ehegatten nicht 
bei der Rentenberechnung abgezogen. Aus einem 
Beitragsäquivalent können so zeitgleich mehr als 
1 ½ Renten gezahlt werden.

6.6 Das „aussterbende“140 Rentnerprivileg
Als Rentnerprivileg wird die zeitversetzte Umsetzung 
des Versorgungsausgleichs durch den Versorgungs­
träger zulasten des ausgleichspflichtigen Ehegatten 
bezeichnet, wenn dieser zum Zeitpunkt der Rechts­
kraft der Versorgungsausgleichsentscheidung schon 
eine Rente bezieht und aus der Versicherung des aus­
gleichsberechtigten früheren Ehegatten noch keine 
Rente bezogen wird. Erst wenn aus dem Bonus Leis­
tungen zu erbringen sind (an den ausgleichsberech­
tigten Ehegatten oder seine Hinterbliebenen), wird 
die Kürzung aufseiten des ausgleichspflichtigen Ehe­
gatten vorgenommen141.

Das Prinzip der sofortigen und endgültigen Teilung 
der Anrechte durch den Versorgungsausgleich wurde 
bereits bei seiner Einführung im Jahr 1977 mit 
dem Rentnerprivileg durchbrochen. Es wurde damit 
begründet, dass Rentner nicht mehr in der Lage 
 seien,  ihre gekürzten Anwartschaften wieder ganz 
oder teilweise aufzustocken142. Auch nach der Ein­
führung von Härteregelungen durch das VAHRG143 
wurde das Rentnerprivileg bis zum 31. 8. 2009 bei­
behalten. Die grundsätzliche Abschaffung des Rent­
nerprivilegs zum 1. 9. 2009 durch das VAStrRefG ist 
eine entschädigungslos hinzunehmende Gesetzes­
änderung144, die keinen verfassungsrechtlichen Be­
denken begegnet145.

Für Bestandsfälle wird es auch nach dem 31. 8. 2009 
weiterhin in der RV angewendet146. Mit Durchführung 
eines Abänderungsverfahrens zum Versorgungs­

ausgleich fällt es zwar weg, dennoch hat es noch 
 viele  Jahre Bedeutung, weil es sich – einmal ange­
wendet – auch auf unmittelbar anschließende Folge­
renten (einschließlich Hinterbliebenenrenten aus der 
Versicherung des ausgleichspflichtigen Ehegatten) 
auswirkt.

7. Der schuldrechtliche Wertausgleich nach der 
Scheidung

Unter den schuldrechtlichen Ausgleich147 fallen An­
rechte i. S. des § 2 VersAusglG, die aus rechtlichen 
oder tatsächlichen Gründen nicht öffentlich­rechtlich 
geteilt werden können. Der schuldrechtliche ist ge­
genüber dem öffentlich­rechtlichen Wertausgleich 
nachrangig und für die ausgleichsberechtigte Person 
mit Nachteilen verbunden. Es handelt sich um einen 
abgeleiteten Anspruch, der erst geltend gemacht wer­
den kann, wenn die ausgleichsberechtigte Person 
rentenberechtigt ist und die ausgleichspflichtige Per­
son aus dem noch nicht ausgeglichenen Anrecht eine 
Leistung bezieht. Außerdem ist ein Antrag beim Fa­
miliengericht erforderlich148. Nach dem Tod der aus­
gleichspflichtigen Person können unter bestimmten 
Voraussetzungen Leistungen vom Versorgungsträger 
an die ausgleichsberechtigte Person gewährt wer­
den149.

Der schuldrechtliche Wertausgleich wurde durch 
das VersAusglG eingeschränkt150, weil das neue Tei­
lungssystem mit einem Einzelausgleich jedes An­
rechts  keine Verrechnung mehr erfordert und ein 
vollständiger Ausgleich möglich ist. Ein Rest aus­
gleichs anspruch verbleibt insoweit nicht mehr, wie 
z. B. in den Fällen eines erweiterten Splittings151 oder 

136 Hinterbliebene haben keine Antragsberechtigung (§ 38 Abs. 1 
Satz 2 VersAusglG).

137 §§ 66 SGB VI, 88 Abs. 2 SGB VI.
138 BSG vom 20. 3. 2013 – B 5 R 2/12 R und vom 24. 4. 2014 – B 13 R 

25/12 R.
139 Witwen-/Witwerrente, Waisenrenten.
140 In der Soldatenversorgung ist das Pensionistenprivileg (§ 55c 

des Soldatenversorgungsgesetzes vom 26. 7. 1957 [BGBl. I 
S. 785]) zum 1. 6. 2015 wieder eingeführt worden (Art. 10 des 
Bundeswehr-Attraktivitätssteigerungsgesetzes vom 13. 5. 2015 
[BGBl. I S. 706]).

141 Bis 31. 12. 1991: § 83a Abs. 4 AVG, § 1304a Abs. 4 RVO, § 96a 
Abs. 4 RKG; ab 1. 1. 1992: § 101 Abs. 3 SGB VI; ab 1. 9. 2009: nur 
noch übergangsweise § 268a SGB VI.

142 BT-Drucks. 7/4361, S. 56.
143 §§ 5, 6 VAHRG.
144 BGH vom 31. 2. 2013 – XII ZB 527/12.
145 BVerfG vom 11. 12. 2014 – 1 BvR 1485/12; s. auch Ruland NZFam 

2015, 145.
146 § 268a SGB VI.
147 §§ 20 bis 26 VersAusglG.
148 § 223 FamFG.
149 §§ 25, 26 VersAusglG.
150 BT-Drucks. 16/10144, S. 63.
151 § 3b Abs. 1 Nr. 1 VAHRG i. d. F. bis 31. 8. 2009.
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des Quasi­Splittings oder bei Überschreitung des 
Höchstbetrags152.

Die Anrechte der RV werden zwar in der Regel im 
Wertausgleich bei der Scheidung durch interne Tei­
lung ausgeglichen, dennoch ist die RV auch in be­
stimmten Fällen des Wertausgleichs nach der Schei­
dung zur Erteilung von Auskünften verpflichtet153 
oder hat Entscheidungen über den schuldrechtlichen 
Wertausgleich umzusetzen154.

7.1 Auskünfte der RV für den schuldrechtlichen 
Wertausgleich

Wurde bei der Scheidung kein Versorgungsausgleich 
durchgeführt, zum Beispiel wegen einer Vereinba­
rung zwischen den Ehegatten, begrenzter Möglich­
keiten im „alten“ Recht oder Unwirtschaftlichkeit155, 
berechnet die Deutsche Rentenversicherung Bund 
z. B. auf Anforderung des Familiengerichts den Ehe­
zeitanteil wie für den Wertausgleich bei der Schei­
dung und aktualisiert anschließend die Monats­
beträge von Ehezeitanteil und Ausgleichswert in Euro 
bezogen auf den aktuellen Stand156.

Verblieb nach einem teilweisen öffentlich­rechtlichen 
Versorgungsausgleich157 ein schuldrechtlich auszu­
gleichender „Rest“­Betrag, ist lediglich eine Aktuali­
sierung des Werts der ausgeglichenen Anrechte 
bzw.  der seinerzeit ermittelten Ehezeitanteile mit 
 Hilfe des aktuellen Rentenwerts nach Maßgabe des 
§ 53 Vers AusglG erforderlich. Die für diese Berech­
nung erforderlichen aktuellen Rentenwerte werden 
jährlich im Bundesgesetzblatt veröffentlicht158.

7.2 Durchführung des schuldrechtlichen 
Wert ausgleichs nach der Scheidung

Ausgeglichen werden laufende Versorgungen. Die 
ausgleichspflichtige Person hat der ausgleichsberech­

tigten Person eine Geldrente zu zahlen, häufig in Ver­
bindung mit einer Abtretung des Anspruchs, so dass 
die Zahlungen direkt vom Versorgungsträger an den 
ausgleichsberechtigten früheren Ehegatten erfol­
gen159. Anders als bei Abtretungen nach § 51 SGB I 
sind Pfändungsfreigrenzen unbeachtlich, wenn der 
RV­Träger den schuldrechtlich abgetretenen An­
spruch an die ausgleichsberechtigte Person auszahlt.

Möglich sind auch zweckgebundene Abfindungszah­
lungen der ausgleichspflichtigen Person für die aus­
gleichsberechtigte Person160. Letztere muss dabei ei­
nen Zielversorgungsträger benennen, oder die RV 
bzw. die Versorgungsausgleichskasse sind kraft Ge­
setzes Zielversorgung161. Nach dem SGB VI kann je­
doch eine Abfindungszahlung als Einmalbetrag nur 
entgegengenommen und verbucht werden, wenn die 
ausgleichsberechtigte Person das Recht zur freiwilli­
gen Versicherung oder zur außerordentlichen Nach­
zahlung hat und die Zeiten, für die die freiwilligen 
Beiträge entrichtet werden sollen, noch nicht mit 
Pflichtbeiträgen oder früher geleisteten freiwilligen 
Beiträgen belegt sind.

Wird jedoch hinsichtlich der Abfindungszahlung eine 
Vereinbarung zwischen den geschiedenen Ehegatten 
geschlossen162, kann die Abfindungszahlung als Bei­
tragszahlung gem. § 187 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. b SGB VI 
zur RV verbucht werden, sofern auch die weiteren 
Voraus setzungen vorliegen.

7.3 Teilhabe an Hinterbliebenenversorgungen
Stirbt die ausgleichspflichtige Person, fällt die schuld­
rechtliche Ausgleichsrente weg. Damit die ausgleichs­
berechtigte Person dann nicht gänzlich unversorgt 
bleibt, wurde bereits im VAwMG163 ab 1987 der ver­
längerte schuldrechtliche Versorgungsausgleich164 
eingeführt, der unter bestimmten Voraussetzungen 
die Zahlung einer Geschiedenenhinterbliebenenrente 
vorsah. Seit 1. 9. 2009 findet sich eine vergleichbare 
Regelung in § 25 VersAusglG. Danach kann die aus­
gleichsberechtigte Person vom Versorgungsträger die 
Hinterbliebenenversorgung verlangen, die sie er­
hielte, wenn die Ehe bis zum Tod der ausgleichs­
pflichtigen Person fortbestanden hätte. Die Höhe des 
Anspruchs ist dabei auf den Betrag beschränkt, den 
die ausgleichsberechtigte Person als schuldrechtliche 
Ausgleichsrente verlangen könnte.

Wurde das Anrecht wegen einer Vereinbarung,  wegen 
fehlender Ausgleichsreife nach § 19 Abs. 2 Nr. 2 (ab­
zuschmelzende Leistung) oder Nr. 3 (Unwirtschaft­
lichkeit) oder Abs. 3 (Unbilligkeit) VersAusglG vom 
Wertausgleich bei der Scheidung ausgenommen, be­
steht kein Anspruch165. Aus diesem Grund kommen 
derartige Zahlungsansprüche gegen RV­Träger nur 
im Einzelfall in Betracht.

8. Die Abänderung von Versorgungsausgleichs-
entscheidungen

In den meisten Fällen wird lange vor dem Renten­
alter über den Versorgungsausgleich entschieden166. 

152 § 1587b Abs. 5 BGB i. d. F. bis 31. 8. 2009.
153 § 220 Abs. 4 FamFG.
154 Z. B. Abtretungen (§ 21 VersAusglG), Abfindungszahlungen (§ 23 

VersAusglG).
155 § 1587b Abs. 4 BGB i. d. F. bis 31. 8. 2009.
156 § 5 Abs. 4 VersAusglG.
157 Z. B. § 3b Abs. 1 Nr. 1 VAHRG i. d. F. bis 31. 8. 2009.
158 Anfragen von Familiengerichten zu § 53 VersAusglG werden 

 jedoch im Rahmen des Service von der Deutschen Renten-
versicherung Bund beantwortet.

159 § 21 VersAusglG.
160 §§ 23, 24 VersAusglG.
161 §§ 24, 15 VersAusglG.
162 §§ 6 bis 8 VersAusglG.
163 Vom 8. 12. 1986 (BGBl. I S. 2317).
164 § 3a Abs. 1 VAHRG i. d. F. bis 31. 8. 2009.
165 Vgl. auch Gesetzesbegründung zu § 25 VersAusglG – 

BT-Drucks. 16/10144, S. 66.
166 Durchschnittliches Scheidungsalter im Jahr 2015 bei Männern: 

46,3 Jahre und bei Frauen 43,4 Jahre (Statistisches Bundes-
amt,  www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/ 
Bevölkerung/Ehescheidungen).

http://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/ Bev�lkerung/Ehescheidungen
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Da sich im Laufe der Zeit wertmäßige Veränderun­
gen  bei den in der Ehezeit erworbenen Anrech­
ten   ergeben können, haben Entscheidungen über 
den    Versorgungsausgleich   meist   Prognosecharak­
ter.

Ein Beispiel für die Wertänderung in der RV ist die am 
1. 7. 2014 in Kraft getretene Regelung zur sog. Mütter­
rente167. Darüber hinaus können sich insbesondere 
bei Entscheidungen auf der Grundlage des bis 
31. 8. 2009 geltenden Rechts, bei denen eine Prognose 
über den Wert der Anrechte im Versorgungsfall anzu­
stellen war, Abweichungen vom ursprünglich pro­
gnostizierten Wert ergeben.

Um solche und andere Wertänderungen nachträg­
lich  zu korrigieren und die Halbteilung der An­
rechte  wiederherzustellen, kann bei Erfüllung der 
entsprechenden Voraussetzungen168 auf Antrag eines 
Ehegatten, seiner Hinterbliebenen oder eines be­
troffenen Versorgungsträgers die ursprüngliche 
Versorgungs ausgleichsentscheidung abgeändert wer­
den.

Die Möglichkeit der Abänderung von rechtskräfti­
gen  Versorgungsausgleichsentscheidungen – viele 
Jahre später169 – stellt eine Durchbrechung des 
Rechtskraftprinzips dar. In Einzelfällen wird auch 
von  den Trägern der RV eine Abänderung be­
antragt170. Dabei ist zu beachten, dass sich die Ab­
änderung zugunsten  eines Ehegatten oder seiner 
Hinter bliebenen aus wirken muss171. Allein zugunsten 
von Versorgungs trägern ist eine Abänderung nicht 
zulässig.

9. Die Neufeststellung von Renten nach einer 
Versorgungs ausgleichsentscheidung

Wirkt sich eine Versorgungsausgleichsentscheidung172 
auf einen Zeitpunkt aus, zu dem beide geschiede­
nen  Ehegatten bereits eine Rente aus der RV be­
ziehen,  ist diese unter Berücksichtigung der Ver­
sorgungsausgleichsentscheidung neu festzustellen173. 
Die RV­Träger haben für die Umstellung der Ren­
tenzahlungen eine Übergangszeit, deren Ende sich 
nach dem Zeitpunkt der Kenntnis von dem Eintritt 
der  Rechtskraft richtet174. Für Versorgungsaus­
gleichsentscheidungen auf der Grundlage des bis 
31. 8. 2009 geltenden Rechts galten entsprechende 
Grundsätze175.

Ist nur einer der geschiedenen Ehegatten Rentner, 
 erfolgt die Neufeststellung der Rente bei Erstentschei­
dungen über den Versorgungsausgleich von dem 
 Monat an, der dem Monat des Eintritts der Rechts­
kraft und Wirksamkeit folgt. Bei Abänderungs­
entscheidungen wird die Rente frühestens von dem 
Monat an neu festgestellt, der dem Monat des Ein­
gangs des Ab änderungsantrags beim Familiengericht 
folgt.

Nach dem Recht vor dem 1. 9. 2009 wurde unterschie­
den, ob der ausgleichsberechtigte oder der aus­
gleichspflichtige Ehegatte bereits eine Rente bezog. 
Für den ausgleichsberechtigten Ehegatten wurde die 

Rente ebenfalls zu den vorstehend genannten Zeit­
punkten neu festgestellt176. War nur der ausgleichs­
pflichtige Ehegatte Rentenbezieher, fand das sog. 
Rentnerprivileg Anwendung177.

10. Fazit und Ausblick
Bis heute ist die gerechte Aufteilung der Versorgungs­
anrechte zwischen geschiedenen Ehegatten eine der 
größten Herausforderungen des Versorgungsaus­
gleichs, insbesondere im Hinblick auf betriebliche 
oder private Versorgungsanrechte. Angesichts der 
zunehmenden Vielfalt dieser Versorgungen und ihrer 
unterschiedlichen Leistungsspektren sowie deren 
Finan zierungs strukturen ist auch in Zukunft mit An­
passungen im Recht des Versorgungsausgleichs zu 
rechnen. Für die RV als Basisaltersversorgung in 
Deutschland dürfte das dank ihrer langjährigen Er­
fahrungen bei der Umsetzung des Versorgungsaus­
gleichs unproblematisch sein.

In naher Zukunft werden sich Änderungen durch das 
RüAbschlG178 ergeben, mit dem nur noch Entgelt­
punkte der allgemeinen und der knappschaftlichen 
RV sowie in Einzelfällen Steigerungsbeträge der HÖV 
als Bezugsgröße maßgebend sind. Umgestaltungen in 
den Verfahren wird auch der elektronische Rechts­
verkehr zwischen den Familiengerichten und den 
Versorgungsträgern179 mit sich bringen.

An den Grundfesten des Versorgungsausgleichs als 
Rechtsinstitut wird aber wohl in absehbarer Zeit 
nicht gerüttelt. Er hat sich bewährt und ist nach wie 
vor für  die soziale Absicherung des wirtschaftlich 
schwächeren Ehegatten notwendig180, so dass seinem 
 „Goldenen Jubiläum“ zum 50. zuversichtlich ent­
gegen gesehen werden kann.

167 Verbesserte Bewertung von Zeiten der Kindererziehung für vor 
dem 1. 1. 1992 geborene Kinder (RV-Leistungsverbesserungs-
gesetz vom 23. 6. 2014 [BGBl. I S. 787]).

168 §§ 51, 52 VersAusglG und §§ 225, 226 FamFG.
169 Auf der Grundlage des bis 31. 8. 2009 geltenden Rechts ab dem 

55. Lebensjahr eines Ehegatten (§ 10a VAHRG); ab 1. 9. 2009 frü-
hestens sechs Monate vor einem Leistungsbezug (§ 226 FamFG).

170 Z. B., wenn der Grundsatz der Kostenneutralität für den Versor-
gungsträger durch nachträglich aufgetretene Änderungen ver-
letzt ist.

171 § 225 Abs. 5 FamFG.
172 Im Erstverfahren oder im Abänderungsverfahren.
173 Ab 1. 9. 2009: § 101 Abs. 3 SGB VI.
174 Sog. Schuldnerschutzregelung (§ 30 VersAusglG).
175 Für die Neufeststellung der Rente: § 100 Abs. 1 SGB VI bzw. 

§ 10a Abs. 7 VAHRG; für den Schuldnerschutz: § 1587p BGB bzw. 
§ 10a Abs. 7 S. 2 VAHRG.

176 Bis 31. 8. 2009: § 100 Abs. 1 SGB VI bzw. § 10a Abs. 7 VAHRG.
177 Vgl. Abschnitt 6.6.
178 Gesetz über den Abschluss der Rentenüberleitung (Rentenüber-

leitungs-Abschlussgesetz – RüAbschlG), vom 17. 7. 2017 (BGBl. I 
S. 2575).

179 § 229 FamFG.
180 Vgl. BT-Drucks. 16/10144, S. 29.
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